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Von Udo Gebhardt

Trotzig fährt Sachsen-Anhalt weiterhin seine Imagekampagne als "Land der Frühaufste-
her". Derweil verschläft die Landesregierung politisch dringende Entscheidungen. So
kommt es, dass Sachsen-Anhalt bei Ländervergleichen immer wieder an prominenter
Stelle genannt wird - nämlich als Schlusslicht. Ein Land im Licht seiner Roten Laternen.

Sachsen-Anhalt hat sich möglichen Investoren zwei Jahrzehnte lang mehr oder weniger
offen mit niedrigen Löhnen empfohlen. Dass damit nicht nur ehrbare Unternehmerinnen
und Unternehmer angelockt wurden, lässt sich denken. Und auch strukturpolitisch ist diese
Strategie gescheitert: Das "Jobwunder" hat nicht stattgefunden; bis heute mangelt es an
potenten Unternehmen mit Firmensitz in Sachsen-Anhalt. Das Wort von den "verlängerten
Werkbänken" ist irgendwie aus der Mode gekommen, aber noch immer richtig.

Von vornherein war absehbar, wovor Gewerkschaften und DGB immer gewarnt haben:
Arbeitslosigkeit, sinkende Einkommen, mangelnde Kaufkraft, hohe Armutsgefährdung,
Altersarmut, Fachkräftemangel, Abwanderung. Lohndumping ist eben noch keine
Geschäftsidee und kein Wirtschaftsentwicklungsprogramm.

Reiner Haseloff ist der erste Ministerpräsident, der diese Defizite ausgesprochen hat und
richtig folgerte, man brauche anspruchsvollere Arbeitsverhältnisse mit guten Löhnen.
Nur so ließen sich Abwanderung stoppen und Fachkräfte gewinnen. Allerdings: Was bei
Antritt der CDU-SPD-Koalition noch Programm war, ist keinesfalls Landespolitik gewor-
den. Vor Wochen ist ein unfertiges Vergabegesetz ohne Mindestlohnklausel verabschie-
det worden. Und eine Mindestlohninitiative Thüringens im Bundesrat wurde durch
Sachsen-Anhalt konterkariert.

So bleibt Sachsen-Anhalt, was es war - das Land mit den Roten Laternen: kürzer schla-
fen, länger arbeiten, weniger verdienen. Die jungen Frauen wandern ab, Fachkräfte
sowieso, sogar bei der Internetnutzung gilt das Land als "nonline".

Und jetzt erfahren wir, dass Sachsen-Anhalt auch das Land mit den meisten Langzeit-
Hartz-IV-Empfängerinnen und -empfängern ist. Fast ein Drittel der erwerbsfähigen
Leistungsberechtigten (31,8 Prozent) ist auf Hartz IV angewiesen. Mehr als die Hälfte
dieser dauerhaft Leistungsberechtigten sind nicht etwa arbeitslos, sondern entweder
Frauen, die wegen Erziehungs- und Pflegezeiten von der Jobsuche ausgenommen sind,
oder es sind - zum größeren Teil sogar - arbeitende Aufstockerinnen und Aufstocker.

Kommentar

Wer es billig macht, bekommt Armut

Udo Gebhardt ist Landes-
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Überdies wurde jüngst bekannt, dass Sachsen-Anhalt das einzige deutsche Bundesland
ist, in dem die Erwerbstätigenzahl aktuell sinkt. Hingegen wächst die Zahl der Bedürfti-
gen, die sich an die Tafeln in Halle und Magdeburg wenden. Auch hier reden wir von
Armut. Armut ist die Konsequenz der von mir zuvor genannten Defizite.

Der aktuelle "Schattenbericht" der Nationalen Armutskonferenz 2012 weist zu Recht
schon zu Beginn auf das ursächliche Grundübel der neuen Armut in diesem reichen
Deutschland hin: Dieses Grundübel heißt "Arm trotz Arbeit."

Wir beobachten eine immer maßlosere Ungleichverteilung von Einkommen an den
europäischen und deutschen Arbeitsmärkten - und zwar weitgehend ohne die Chance
für die sprichwörtlichen Tellerwäscher, Millionär zu werden. Der jüngst von der FDP
missbrauchte Slogan "Arbeit muss sich lohnen" weist darauf deutlich hin: Er stellt einen
Zusammenhang her, den es heute nicht mehr zwingend gibt, nämlich einen direkten
Zusammenhang zwischen Arbeit und Lohn.

So wächst in Deutschland der Niedriglohnsektor schneller als sonst irgendwo in Europa.
Hierzulande arbeitet jeder vierte für einen Niedriglohn - in Sachsen-Anhalt und anderen
ostdeutschen Bundesländern für 7 Euro und 4 Cent pro Stunde und weniger. Deutsch-
landweit machen 1,4 Millionen Menschen den Buckel krumm für sogar weniger als 5
Euro die Stunde. Betroffen sind eher Frauen als Männer, eher Junge als Ältere, häufiger
Ostdeutsche als Westdeutsche und insbesondere Menschen mit Migrationshintergrund.
Es ist richtig und wichtig, in diesem Zusammenhang auch wieder und wieder auf das
Fehlen eines allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns in Deutschland zu verweisen.

Prekarisierung in Deutschland: Wir kennen die Zahlen und haben doch Mühe, uns
vorzustellen, was sich dahinter verbirgt. Etwa hinter 350.000 vollzeitbeschäftigten
Hartz-IV-Aufstockerinnen und -Aufstocker in Deutschland.

Gerade entzündet sich an der Kanzlerkandidatur von Peer Steinbrück SPD-intern eine
neuerliche Kritik an der Agenda 2010. Auch, weil diese zu Prekarisierung und Niedrig-
löhnen am Arbeitsmarkt massiv beigetragen hat. Dabei sollte man allerdings auch an
den "Vater" der Agenda 2010 denken, an den damaligen Bundeskanzler Gerhard
Schröder. Es ist erstaunlich, welchen Zuwachs an Bildung und Macht der "Genosse der
Bosse" für sich nutzbar machen konnte, obwohl er in ärmlichen Verhältnissen aufwuchs.
Gerade vor diesem Hintergrund ist es erstaunlich und erschreckend, dass ein heutiges
Kind einer alleinerziehenden Mutter in ärmlichen Verhältnissen diese Chancen nicht



                                                                                                                                        WISO-Info 4/2012         4Kommentar

mehr hat. Die neuesten Studien belegen, dass die Bildungsschranken für armuts-
gefährdete Kinder unüberwindbar hoch liegen.

Armut droht in Zukunft aber auch im Alter massiv zuzunehmen. Die Berliner Regierungs-
koalition ist dabei, auf dem Wege der Rentenversicherungs-Beitragssenkung die Alters-
armut via Rentenkürzung unausweichlich zu machen. In 18 Jahren hätten wir in Sach-
sen-Anhalt nur noch ein durchschnittliches Rentenniveau von etwa 650 Euro.

Schon heute sind in unserem Ländchen mit 2,3 Millionen Einwohnerinnen und Einwoh-
ner 21.000 Menschen auf Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung angewie-
sen - zehn Prozent mehr als 2008. Die Umsetzung der Rente mit 67 wird die Situation
zusätzlich verschärfen. Denn gegenwärtig sind nur 24 Prozent der 60- bis 64-Jährigen
sozialversicherungspflichtig beschäftigt. Jeder und jede Siebte scheidet aus gesundheitli-
chen Gründen früher aus dem Arbeitsleben aus. Damit verbunden sind hohe Abschläge.
Die durchschnittliche Erwerbsminderungsrente liegt bei nur noch 579 Euro.

Dabei wäre eine andere Rentenpolitik allerdings durchaus möglich und finanzierbar. Der
DGB hat mit seinem Rentenkonzept den Weg gewiesen. Altersarmut kann verhindert
werden - das Ende prekärer Beschäftigung wäre ein wichtiger Schritt auf dem Weg
dorthin.

Es gilt, der zunehmenden Armut in Sachsen-Anhalt und Deutschland Einhalt zu gebie-
ten. Wir brauchen einen gesetzlichen Mindestlohn, ein generell höheres Lohnniveau,
eine armutssichere Rente und ein menschenwürdiges soziales Sicherungsniveau.

Auch dürfen wir es im "Land der Frühaufsteher" nicht verschlafen, der Armut eine
Institution entgegen zu setzen. Wir brauchen eine Landesarmutskonferenz in Sachsen-
Anhalt, wie es sie beispielsweise in Niedersachsen und auch in anderen Bundesländern
schon gibt.
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Interview

"Mobile Beschäftigte sind besonders leicht von
Ausbeutung betroffen"

Das Interview führte Patrick Schreiner

WISO-Info: Was sind denn eigentlich mobile Beschäftigte?

Bettina Wagner: Mobile Beschäftigte sind Staatsangehörige aus anderen Mitglied-
staaten der Europäischen Union, die sich vorübergehend in Deutschland aufhalten, um
hier zu arbeiten. Dabei verlagern sie nicht notwendigerweise auch ihren Lebensmittel-
punkt hierher. Im Augenblick kann man bei mobilen Beschäftigten zwischen vier ver-
schiedenen Beschäftigungsverhältnissen unterscheiden: freizügige ArbeitnehmerInnen,
entsandte ArbeitnehmerInnen, Saisonarbeitskräfte und (Schein-) Selbstständige. Je nach
Status gibt es unterschiedliche rechtliche Rahmenbedingungen und dementsprechend
auch Hindernisse und Probleme.

Im Rahmen der EU-Erweiterungsrunde von 2004 wurde die Möglichkeit geschaffen, die
Arbeitnehmerfreizügigkeit, eine der Grundfreiheiten in der Europäischen Union, über-
gangsweise einzuschränken, um den nationalen Arbeitsmarkt ausreichend auf den
Zuwachs von Arbeitsuchenden vorzubereiten. Während der Übergangszeit von maximal
sieben Jahren können diese Staatsbürger/innen nur nach erfolgreichem Antrag der Arbeits-
erlaubnis EU in Deutschland arbeiten. Seit Mai 2011 gilt diese Einschränkung jedoch nur
noch für Beschäftigte aus Rumänien und Bulgarien, und zwar bis Januar 2013.

Die zweite Möglichkeit, vorübergehend in Deutschland zu arbeiten, ist als entsandte/r
Beschäftigte/r. Durch die Dienstleistungsfreiheit hat eine polnische oder spanische Firma
demnach die Möglichkeit, ihre Leistungen grenzübergreifend anzubieten, einen Auftrag in
Deutschland anzunehmen und für die Durchführung dieses Auftrags die eigenen Mitarbeiter
für maximal zwei Jahre aus dem Herkunftsland zu entsenden. Entsandte Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmer haben grundsätzlich ihren Arbeitsvertrag im Herkunftsland abgeschlossen
und sind demnach auch arbeits- und sozialrechtlich an die Gesetze im Herkunftsland
gebunden. Dies wird vor der Entsendung im Herkunftsland geprüft und bescheinigt.

Die dritte Gruppe umfasst die saisonal Beschäftigten, hier gibt es seit diesem Jahr
unabhängig von der Übergangsregelung keine Einschränkungen der Arbeitnehmerfrei-
zügigkeit. Betriebe, die Saisonarbeitskräfte benötigen, müssen diese lediglich bei der
Zentralen Arbeits- und Fachvermittlung anmelden.

Die vierte Gruppe von mobilen Beschäftigten, die jedoch den größten Zuwachs erfährt,
ist die Gruppe der Soloselbstständigen. Durch die Niederlassungsfreiheit kann jede/r

Bettina Wagner ist
Arbeitswissenschaftlerin.
Sie promoviert an der
Humboldt-Universität zu
Berlin im Bereich der
Arbeitssoziologie. Seit
August 2010 ist sie im
Beratungsbüro für
entsandte Beschäftigte in
Berlin tätig.
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Staatsbürger/in eines Mitgliedsstaates in Deutschland ein Gewerbe anmelden und dann
Dienste auf dem Markt anbieten. Die steigende Anzahl der Gewerbeanmeldungen von
Bürgerinnen und Bürgern aus den neuen Mitgliedsstaaten der EU lässt vermuten, dass
während der noch geltenden Übergangsregelungen die Niederlassungsfreiheit als
Alternative genutzt worden ist.

WISO-Info: Was ist die besondere Problematik der mobilen Beschäftigten?

Bettina Wagner: Grundsätzlich ergibt sich die besondere Problematik aus der Tatsa-
che, dass der Lebensmittelpunkt perspektivisch im Herkunftsland bleibt. Dadurch ent-
steht in vielerlei Hinsicht eine Ausgangssituation, in der mobile Beschäftigte besonders
leicht von Ausbeutung betroffen sein können. Die Vorbereitungen vor der Ankunft in
Deutschland sind sehr allgemein, und der Großteil der Betroffenen spricht nur wenig oder
gar kein Deutsch. Auch haben sie sich häufig nur wenig mit den für sie geltenden Rechten
und Pflichten auseinandergesetzt. Zudem sind sie eher bereit, suboptimale Lebens- und
Arbeitsbedingungen zu akzeptieren, da die Situation nur als vorübergehend angesehen wird.
Dadurch entsteht ein Szenario, in dem mobile Beschäftigte ganz besonders gefährdet sind,
in prekäre Arbeitsverhältnisse zu rutschen, Opfer von Lohnausbeutung oder sogar von
Menschenhandel zum Zwecke der Arbeitsausbeutung zu werden.

Die mangelnde Transparenz und das Wissen über die Unterschiede zwischen der rechtli-
chen Lage im Herkunftsland und in Deutschland machen mobile Beschäftigte besonders
angreifbar. Bei der klassischen Entsendung tauchen dabei die häufigsten Probleme im
Bereich der Entlohnung und der Arbeitsbedingungen auf. In Branchen wie zum Beispiel
in der Pflege wird der Mindestlohn umgangen, indem die Arbeitnehmer/innen nicht als
Pflegekräfte, sondern als Haushaltshilfen mit gelegentlichen Pflegetätigkeiten entsandt
werden. In vielen Branchen, wie zum Beispiel in der Fleischverarbeitung, wird unter dem
Mantel der Entsendung systematisch Sozialbetrug begangen. Die Arbeitnehmer/innen
werden im Herkunftsland für den Zweck der Entsendung eingestellt und dann wieder-
holt mit Zwei-Jahres-Verträgen über Werkvertragsabkommen an eine in Deutschland
angesiedelte Firma entsandt. Bei saisonalen Beschäftigten ist vor allem die unklare
Definition dessen, was unter saisonale Beschäftigung fallen darf, problematisch. So kann
fast jeder Betrieb, dessen Arbeitsaufkommen saisonal variiert, Saisonarbeitskräfte
beschäftigen - zum Beispiel im Gastgewerbe oder in der Landwirtschaft.

Bei Soloselbstständigen ist die Problematik besonders komplex. Hier ist vermehrt zu
erkennen, dass zwar Gewerbe angemeldet werden, faktisch jedoch mobile Beschäftigte
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in die Scheinselbstständigkeit geraten. So arbeiten Gewerbetreibende aus den neuen
Mitgliedstaaten häufig zu einem vereinbarten Stundenlohn ohne eigenes finanzielles
Risiko oder eigene Arbeitsmaterialien, weisungsgebunden, ohne selbst über die Art oder
den Umfang der Tätigkeit sowie die Arbeitszeit bestimmen zu können. Da es jedoch
keine rechtliche Definition von Scheinselbstständigkeit gibt, muss in jedem einzelnen Fall
anhand der tatsächlichen Umstände geprüft werden, ob eine Selbständigkeit vorliegt
oder ob es sich um ein faktisches Arbeitsverhältnis handelt. Die Soloselbstständigkeit
wird von den jeweiligen Auftraggebern häufig als gezielte Strategie zur Umgehung von
arbeits-, ordnungs- und sozialrechtlichen Regelungen genutzt. Sie hat sich inzwischen
als bevorzugte Einstellungsbedingung von Beschäftigten aus den Mitgliedstaaten der
europäischen Union etabliert.

WISO-Info: Gibt es verlässliche Daten oder zumindest Vermutungen über die Herkunft der
Betroffenen sowie über die Branchen und Regionen, in denen sie eingesetzt werden?

Bettina Wagner: Verlässliche Daten sind nur bedingt verfügbar, da nicht jeder dieser
Beschäftigungsstati statistisch erfasst wird. Bei freizügigen Arbeitnehmer/innen gab es
im Juni 2011 laut Bundesagentur für Arbeit 850.532 Beschäftigte aus anderen Mit-
gliedsstaaten der EU, die in Deutschland sozialversicherungspflichtig gemeldet waren.
Hingegen gibt es noch keinen Gesamtüberblick über die genaue Anzahl der in Deutsch-
land tätigen entsandten Beschäftigten, sondern es liegen nur branchenspezifische Teil-
datensätze vor. So sind 2011 nach Angaben der Sozialkasse Bau 69.308 Beschäftigte
allein in der Baubranche nach Deutschland entsandt worden. Zu den saisonalen Be-
schäftigten hat die Bundesregierung 2011 angegeben, dass 2009 rund 282.698 Saison-
arbeitskräfte aus den neuen Mitgliedstaaten der EU zugelassen worden seien, davon
184.241 aus Polen und 89.172 aus Rumänien.

WISO-Info: Welche politischen Maßnahmen wären vonnöten, um Lohndumping und
Ausbeutung mobiler Beschäftigter zu unterbinden?

Bettina Wagner: Zunächst einmal sollte bei allen zukünftig beitretenden EU-Staaten
grundsätzlich auf die Einschränkung der Arbeitnehmerfreizügigkeit verzichtet werden. Es
hat sich gezeigt, dass diese Einschränkungen lediglich zur Verlagerung des Mobilitäts-
status in die (Schein-) Selbstständigkeit führen, was wiederum Lohndumping und
Ausbeutung noch einfacher macht. Zudem sollten alle Branchen in das Arbeitnehmer-
entsendegesetz aufgenommen und ein branchenübergreifender Mindestlohn eingeführt
werden. Letzterer ermöglicht es, statusunabhängig sicherzustellen, dass mobile Beschäf-
tigte nicht ausgebeutet oder die heimischen Löhne unterboten werden. Des Weiteren
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wäre in Deutschland eine Arbeitsinspektion einzuführen. Im Gegensatz zu anderen
Ländern gibt es in Deutschland nur die Finanzkontrolle Schwarzarbeit, die zwar - wie der
Name schon sagt - Schwarzarbeit und Finanzbetrug untersucht, nicht aber die Ein-
haltung von rechtlichen Vorgaben bei den Arbeitsbedingungen. Hier wäre eine Arbeits-
inspektion dringend notwendig, um der Ausbeutung von mobilen Arbeitnehmerinnen
und Arbeitnehmern entgegenzuwirken.

WISO-Info: Welchen Beitrag können Beratungsbüros leisten, um die Situation mobiler
Beschäftigter zu verbessern?

Bettina Wagner: Ein dichtes Netz an Beratungsbüros ist im ganzen Bundesgebiet
notwendig, um der systematischen Ausbeutung von mobilen Beschäftigten entgegenzu-
wirken. Dabei braucht es sowohl proaktive als auch problembezogene Beratung. So ist
es bei entsendeten Beschäftigten zum Beispiel entscheidend, möglichst frühzeitig
Informationen anzubieten und bereits vor Vertragsabschluss über die bestehenden
Rechte aufzuklären, um etwaigem Arbeits- und Sozialversicherungsbetrug vorzubeugen.
Wir beobachten in unserem Berliner Beratungsbüro einen ständigen und hohen Zu-
wachs an Anfragen von mobilen Beschäftigten. Gleichzeitig wächst die Komplexität der
arbeitsrechtlichen Sachverhalte, mit denen die Beraterinnen konfrontiert werden.

Wir informieren die Arbeitnehmer/innen über ihre Rechte und Pflichten im deutschen
Arbeits- und Sozialrecht. Eine notwendige Bedingung für die erfolgreiche Beratung und
Unterstützung von mobilen Beschäftigten ist dabei, dass das Beratungsangebot in der
jeweiligen Muttersprache erfolgt. Durch die Informationsarbeit des Beratungsbüros wird
ein wesentlicher präventiver sowie auch problembezogener Beitrag zum reibungslosen
Verlauf des Arbeitsverhältnisses im Interesse der Arbeitnehmer/innen und Arbeitgeber
geleistet. Bei konkreten Fällen des Lohnbetrugs oder der Missachtung von individuellen
Rechten arbeiten wir eng mit den Gewerkschaften der einzelnen Branchen und auch mit
unabhängigen Anwälten zusammen, um die mobilen Beschäftigten zu unterstützen.

WISO-Info: Der niedersächsische Arbeitsminister Jörg Bode (FDP) allerdings sieht
keinen Handlungsbedarf und verweist die Betroffenen an Zoll und Polizei.

Bettina Wagner: Zoll und Polizei sind hier nur sehr bedingt zuständig. Sie sind beide
nicht mit der fallspezifischen Aufklärung über die Rechte und Pflichten im Arbeits- und
Sozialrecht befasst. Daher ist dieser Vorschlag schlichtweg falsch. Allein ein dichtes und
bundesweit existierendes Netz an Beratungsstellen kann diesen Bedarf abdecken.
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Regionales

Kahlschlag bei den Investitionen der
Bundesländer

Von Fabian Dach

Schon lange vor der Eurokrise hat der Kürzungswahn Europa erfasst: Die Idee eines
"schlanken Staates" hat sich seit Jahrzehnten ausgebreitet. In Deutschland macht sie
auch vor den Bundesländern nicht Halt. Die Schuldenbremse, die Verschuldung der
Haushalte und die vorangegangenen Steuersenkungen der Regierungen Kohl, Schröder
und Merkel (beispielsweise Aussetzung der Vermögensteuer, Senkung der Körperschaft-
steuer und des Einkommensteuer-Spitzensteuersatzes) belasten die Haushalte. Hinzu
kommt für die ostdeutschen Bundesländer eine schwache Entwicklung der Steuerein-
nahmen aufgrund nach wie vor bestehender wirtschaftsstruktureller Defizite. Allerdings
müssen trotz nur unzureichend finanzierter öffentlicher Haushalte Investitionen vorge-
nommen werden, um in Zukunft nicht vor maroden Gebäuden und Straßen zu stehen.

Öffentliche Investitionen

Wer investiert, erwartet in der Zukunft einen Nutzen, der höher ist als der Aufwand für
diese Investition in der Gegenwart. Aus individueller Perspektive ist der Ausgangspunkt
einer Investition daher eine Art Verzicht. Für den Staat bedeutet dies eine Ausgabe, die
im Zweifel andere Ausgaben verdrängen könnte - zumindest wenn nicht zusätzliche
Einnahmen erzielt werden.

Der Unterschied zwischen Investitionsgütern und Konsumgütern besteht darin, dass
Investitionsgüter nicht sofort verbraucht werden. Sie sind vielmehr langfristig im Gebrauch.
Allerdings müssen auch abgenutzte Investitionsgüter wieder ersetzt werden. Der bereits
vorhandene Kapitalstock sollte in der Regel erhalten bleiben oder angepasst werden,
wofür Erhaltungsinvestitionen nötig sind. Es nützt schließlich nichts, Gebäude und
Straßen einmal zu bauen und dann verfallen zu lassen. Sie müssen auch in Stand
gehalten und saniert werden, um ihrem Zweck auf Dauer gerecht zu werden. Darüber
hinaus sind auch immer wieder Neuinvestitionen erforderlich, um ein stabiles und
nachhaltiges Versorgungsniveau zu gewährleisten.

Die herrschende Lehre in der Ökonomie setzt sehr einseitig auf Markt und Wettbewerb,
staatliches Handeln wird in der Regel als ineffizient angesehen. Diese Sichtweise ver-
nachlässigt, dass gewisse Güter nicht am Markt gehandelt werden können, aber trotz-
dem für eine Gesellschaft wichtig sind. Private Unternehmen sind profitorientiert. Daher
wird von ihnen nichts angeboten, was nicht zu ihrem Vorteil genutzt werden kann. Dies
rechtfertigt es, dass der Staat bestimmte, so genannte öffentliche Güter anbietet. Damit
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verhindert die öffentliche Hand ein Marktversagen und übt eine stabilisierende Wirkung
auf Wirtschaft und Beschäftigung aus.

Folgende Beispiele belegen die Bedeutung von öffentlichen Investitionen:

• Einige Güter sind so genannte "öffentliche Güter" sowie Allmendegüter.
Wer sie besitzt, kann andere nicht von der Nutzung ausschließen. Das klassische
Beispiel eines öffentlichen Gutes ist ein Leuchtturm. Von seinem Nutzen kann
niemand ausgeschlossen werden, und es können von vorbeifahrenden Schiffen im
Regelfall keine Abgaben erhoben werden. Dies führt in den meisten Fällen zu
einem "Trittbrettfahrerverhalten" (Bofinger 2011: S. 356 ff). Schiffe werden
Routen und Häfen bevorzugt nutzen, wenn diese dank Leuchttürmen sicherer
sind als andere. Daraus folgt, dass keine private Person solche öffentlichen Güter
herstellen wird. Nun war aber ein Leuchtturm in früheren Zeiten unbestreitbar
wichtig für die Sicherheit der Schifffahrt. Da solche Güter nicht durch einen Markt
bereitgestellt werden können, braucht es einen kapitalstarken Investor ohne
finanzielle Gewinnabsicht. Dies ist der Staat, der Steuern erhebt, um diese Art von
Projekten zu finanzieren.

• Ein anderer Bereich, in dem es zu Marktversagen kommt, sind Monopol-
märkte. In diesen Märkten ist es naturgemäß nicht möglich, einen gerechten
Wettbewerb herzustellen. Unternehmen sind dort nicht mehr dem Wettbewerb
ausgesetzt und können daher überhöhte Preise oder ungenügende Leistungen
anbieten. Ein Beispiel dafür sind Märkte mit hohen Markteintrittskosten wie
Bahn, Gas-, Strom-, Wasserversorgung und Telekommunikation. Es lohnt sich
nicht, neben einer Bahnstrecke eine weitere Bahnstrecke zu verlegen. Der Eigen-
tümer dieser Bahnstrecke hat die Macht über den Markt und kann andere Unter-
nehmen verdrängen. In diesen Bereichen muss der Staat regulierend eingreifen
oder selbst Eigentümer der Netze sein. Ein weiteres Problem ist, dass das Ge-
winnstreben zur Vernachlässigung notwendiger Investitionen führen kann.

Neben der Aufgabe, solche Leistungen und Infrastrukturen bereitzustellen, hat der Staat
die Aufgabe, die Konjunktur zu stabilisieren. In einer Krise sinkt die Konsumnachfrage
aufgrund fallender Einkommen. Die fehlende Nachfrage muss ausgeglichen werden. In
diesem Sinne hat die Bundesregierung in der aktuellen Finanzkrise eingegriffen, indem
sie Gelder im Rahmen zweier Konjunkturpakete bereitgestellt hat. Darin waren unter
anderem auch 10 Milliarden Euro für Investitionen von Kommunen und Bundesländern
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bereitgestellt. Diese konnten mit dem Geld, das sie durch Eigenanteile noch aufstockten,
überfällige Investitionen tätigen und Aufträge an die (Bau-)Wirtschaft sowie das Hand-
werk vergeben. Bund, Länder und Gemeinden erzeugten damit eine Nachfrage, die in
der Krise stabilisierend wirkte - ähnlich wirkten auch die Mehrausgaben für Kurzarbeit.
Dies zeigt: Der Staat kann und sollte gerade in einer Krise die gesamtwirtschaftliche
Nachfrage stabilisieren, beispielsweise durch mehr Investitionen. Er erhöht dazu seine
eigenen Ausgaben, indem er sich (im Idealfall vorübergehend) zusätzlich verschuldet.
Das Konjunkturpaket II von 2008 hatte diesen Anspruch und war erfolgreich.

Investitionen der Bundesländer

Auf die Bundesländer entfielen 2009 insgesamt 18,6 Prozent aller öffentlichen
Sachinvestitionen, beim Bund waren es 24,1 Prozent und bei den Kommunen 57,3
Prozent (Statistisches Bundesamt 2012). Solche und andere Leistungen der Bundeslän-
der werden oftmals unterschätzt. Sie werden "zum Nulltarif" (Scherf 2009) angeboten
und damit schnell als gegeben hingenommen. Die Bundesländer stellen unter anderem
zur Verfügung:

• Gebäude: Landesinstitutionen müssen adäquat untergebracht werden.
Dazu gehören beispielsweise Landeskrankenhäuser, öffentliche Verwaltung,
Universitäten, Landes-Kultureinrichtungen, Polizei sowie Gerichte und Justiz.
Besonders sei zudem auf den sozialen Wohnungsbau hingewiesen, der Familien
mit niedrigen Einkommen eine Unterkunft ermöglicht.

• Infrastruktur: Infrastruktur ist sowohl für den wirtschaftlichen als auch
privaten Bereich von Nutzen. So ist ein gut ausgebautes Netz an Wasser-, Schie-
nen- und Straßenwegen unerlässlich für eine funktionierende Wirtschaft. Infra-
struktur gilt als Standortfaktor - gerade für Deutschland als Transitland im Zen-
trum Europas. Auch Deiche und andere Vorrichtungen des Küstenschutzes gehö-
ren zur Infrastruktur der Bundesländer. Zu nennen sind auch Kommunikations-
und Energienetze. Sie wurden in weiten Teilen bereits privatisiert. Dies führt zu
Unregelmäßigkeiten und teilweise zu erheblichem Regulierungsbedarf durch den
Staat.

• Innere Sicherheit: Die Polizei muss aktuellen Bedrohungen mit adäquater
Ausrüstung entgegen treten können. Zur Gewährleistung der inneren Sicherheit
müssen deshalb immer wieder Investitionen getätigt werden, beispielsweise in
neue Dienstfahrzeuge und in die Modernisierung der Kommunikationsmittel.
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Die Herstellung der Investitionsgüter führt zu positiven kurzfristigen Effekten für die
Wirtschaft. Bei Bauprojekten steigt die Beschäftigung, was in Zeiten schwacher Kon-
junktur durchaus stabilisierend auf den Arbeitsmarkt wirkt. Des Weiteren weisen Investi-
tionen auch langfristige positive Effekte auf: Straßen und Schienen vermindern
Transportkosten; öffentliche Einrichtungen wie Gerichte und Polizei garantieren (Investi-
tions-)Sicherheit.

Auch das Rheinisch-Westfälische Institut für Wirtschaftsforschung (RWI) stellte eine
positive Wachstumswirkung durch Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur fest. Diese
lösen - wie geschildert - kurzfristige Konjunktureffekte aus und führen langfristig zu
Wirtschaftswachstum. Jedoch ist diese Wachstumswirksamkeit laut RWI nicht konstant:
Eine neue Straße stiftet in einem gut ausgebauten Straßennetz weniger Nutzen als die
erste Straße eines solchen Netzes (BMF 2010).

Ein indirekter Effekt von Investitionen sind zudem verbesserte Standortfaktoren. Eine
ausgebaute Infrastruktur macht Regionen attraktiv für Unternehmen, zieht private
Investitionen nach sich und führt zu positiven Beschäftigungseffekten.

Doch trotz dieser guten Argumente ist es schwierig, in Zeiten von Wirtschaftskrise,
Schuldenbremse und knappen Kassen die finanzpolitischen EntscheidungsträgerInnen
von der Bedeutung öffentlicher Investitionen zu überzeugen.

Investition durch die Bundesländer: Zahlen

Das öffentliche Investitionsniveau der Bundesländer lässt sich untereinander anhand der
nominalen Investitionsbeträge nur bedingt vergleichen. Beispielsweise sind die Bundes-
länder unterschiedlich groß und verfügen über unterschiedlich viele EinwohnerInnen.
Zudem haben wirtschaftsschwache Länder einen anderen Investitionsbedarf als
wirtschaftsstarke. Deshalb ist es besser, die öffentlichen Investitionsausgaben ins Ver-
hältnis zur gesamten Wirtschaftsleistung des Bundeslandes zu setzen.

Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der Investitionsquoten der west- und ostdeutschen
Bundesländer von 1992 bis 2011. Deutlich zu erkennen ist, dass die alten Bundesländer
bis 2007 ein leicht absinkendes, insgesamt sehr niedriges Niveau aufweisen. Im Gegen-
satz dazu lag die Investitionsquote der neuen Bundesländer Anfang der 1990er Jahre
deutlich höher. Dies ist darauf zurückzuführen, dass nach der Wiedervereinigung die
Wirtschaftsleistung der neuen Bundesländer besonders niedrig ausfiel und außerdem
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der Investitionsbedarf besonders hoch war und noch heute ist. Es ist jedoch zu sehen,
dass der Durchschnitt der Investitionsquoten der neuen Bundesländer sich dem niedrige-
ren Durchschnitt der alten Bundesländer annähert. Ab 2008/2009 - mit dem krisen-
bedingten Einbruch des Bruttoinlandsproduktes (BIP) und dem Konjunkturpaket II -
steigen die Investitionsquoten der Länder wieder an, dabei handelt es sich aber um
kurzfristige Sondereffekte.

Die folgende Abbildung 2 gibt die Investitionsquoten der fünf Bundesländer Sachsen-
Anhalt, Thüringen, Bremen, Hessen und Niedersachsen wieder:

 Abbildung 1:
Investitionsquote der
Bundesländer für Ost-
und Westdeutschland
(öffentliche Investitions-
ausgaben in Prozent des
Bruttoinlandsprodukts
der Länder).
Quelle: Statistisches
Bundesamt, VGR der
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Abbildung 2: Investitions-
quoten von Bremen,
Hessen, Niedersachsen,
Sachsen-Anhalt und
Thüringen (öffentliche
Investitionsausgaben in
Prozent des Brutto-
inlandsprodukts der
Länder).
Quelle: Statistisches
Bundesamt, VGR der
Länder.
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Die Entwicklung in Hessen und Niedersachsen ist typisch für die westdeutschen Länder.
Sie verfügen über eine relativ stabile Wirtschaftslage und weisen eine sehr niedrige Investi-
tionsquote aus, wobei die hessische in den meisten Jahren noch etwas niedriger war als die
niedersächsische. Im Jahr 2008 lag die Investitionsquote bei 0,54 Prozent in Niedersachsen
und 0,47 Prozent in Hessen. Beide Länder wollen ihre Haushalte konsolidieren und
riskieren damit, ihre überfälligen Investitionen noch weiter hinaus zu schieben.

Sachsen-Anhalt und Thüringen befinden sich im Trend mit den anderen neuen Bundes-
ländern. Sie verzeichnen eine deutlich sinkende Investitionsquote auf 2,07 bzw. 1,69
Prozent (2008). Bis Ende 2019 erhalten Thüringen 22,3 Mrd. Euro und Sachsen-Anhalt
24,5 Mrd. Euro aus dem Solidarpakt II, wobei die jährlichen Zahlungen betragsmäßig
sinken. In Verbindung mit dem Vorhaben, die Haushalte zu konsolidieren, wird es den
Ländern in den kommenden Jahren daher sehr viel schwerer fallen, Investitionen zu
tätigen. Ein weiterer Rückgang der Investitionsquote ist zu befürchten.

Damit kommen wir zu Bremen. Das Land erhielt mit Urteil des Bundesverfassungsge-
richts 1992 einen Anspruch auf Bundesmittel zur Sanierung des Haushalts, da es sich zu
diesem Zeitpunkt in einer "extremen Haushaltsnotlage" befand. Der Bund zahlte
daraufhin von 1994 bis 2004 insgesamt 8,7 Milliarden Euro. Hiervon flossen knapp 2,3
Milliarden Euro in Investitionen (Forschungsstelle Finanzpolitik 2005). Dies erklärt,
weshalb die Investitionsquote bis 2003 stetig stieg und damit die Entwicklung der
Investitionsquote zunächst gegen den Bundestrend verlief. Die Strategie des Senats
"Sparen und Investieren" war im Grundsatz zu begrüßen, da hierdurch die öffentlichen
Investitionen nicht vernachlässigt wurden. Allerdings sind mit Auslaufen dieser Finanz-
mittel auch die Investitionen in Bremen wieder deutlich zurückgegangen.

Angesichts von insgesamt niedrigen und weiter sinkenden Investitionsquoten in den
deutschen Bundesländern ist es nicht verwunderlich, dass das Handelsblatt im März
2012 von einem Investitionsstau im Infrastrukturbereich berichtete. Der Artikel unter der
Überschrift "Deutschland zerfällt" beruft sich auf Zahlen der EU-Kommission. Sie zeigen,
dass von der öffentlichen Hand in Deutschland zehn Jahre in Folge weniger investiert
wurde, als sich der Kapitalstock abgenutzt hat. Der Kapitalstock der öffentlichen Hand
schrumpfte in diesem Zeitraum um 30 Milliarden Euro, während er in Italien, Frankreich
und Großbritannien wuchs (Handelsblatt 2012). Alleine beim Straßennetz der Länder
beziffert die Initiative "Pro Mobilität" die Investitionslücke auf eine Milliarde Euro (Pro
Mobilität 2011).
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 Abbildung 3 gibt den eben erwähnten Netto-Zuwachs des Kapitalstocks der öffentli-
chen Hand wieder. Es ist klar zu erkennen, dass die Investitionen vernachlässigt werden
und der Kapitalstock seit 2003 sogar schrumpft, weil die Abnutzung höher ist als die
Investitionen. Diese Entwicklung gilt es umzukehren.

Fazit

Der Staat - und damit die Bundesländer - fungieren als wichtige Investoren und Nach-
frager für die Wirtschaft. Sie sind damit für eine stabile Wirtschaft, für Wachstum und
Beschäftigung von großer Bedeutung. Die unzureichende Finanzierung der öffentlichen
Haushalte und deren Verschuldung sind Gründe für die Vernachlässigung von Investitio-
nen. Dies gefährdet die Zukunftsfähigkeit der Länder, hier herrscht Handlungsbedarf -
höhere Investitionen bedingen dabei auch Steuerreformen, die zu höheren Einnahmen
führen. Wichtig ist dabei, dass Gesellschaft und Volkswirtschaft von den Leistungen des
Staates profitieren. Wenn die Menschen diese Leistungen zu schätzen wissen, werden
sie die entsprechenden Kosten auch in Kauf nehmen. Zerfallende Infrastrukturen und
Ausrüstungen werden dieses Vertrauen jedoch nicht erwecken.

Ein Thema, das in den Diskussionen oft vernachlässigt wird, ist die Bedeutung der
Bildung für die Zukunftsfähigkeit eines Landes. Nicht nur Investitionen "in Beton",
sondern auch Investitionen "in Köpfe" sind wichtig. In diesem Zusammenhang wäre zu
überlegen, ob der klassische Investitionsbegriff nicht insofern zu kurz greift, als er
Investitionen in Bildung nicht erfasst. In einer aktuellen Studie hat die Max-Traeger-

Abbildung 3: Netto-
Zuwachs des Kapital-
stocks der öffentlichen
Hand in Deutschland zu
jeweiligen Preisen in Mrd.
Euro.
Quelle: Ameco Daten-
bank der Europäischen
Kommission.
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Stiftung die zusätzlichen Ausgabenbedarfe im Bildungsbereich für die Bundesländer
berechnen lassen. Die Zahlen zeigen einen enormen Handlungsbedarf: Alleine um den
bei den Ländern mittlerweile aufgelaufenen Investitionsstau im Bildungsbereich zu
beheben, wären einmalige Ausgaben von 45 Mrd. Euro notwendig. Hinzu kommen
jährliche Mehrausgaben von 56,5 Mrd. Euro, die notwendig wären, um die Qualität der
Bildung auf ein adäquates Maß anzuheben.
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Ein guter Schritt: Das Landesmindestlohngesetz
in Bremen

Von Reinhard Dietrich

Mit den so genannten Hartz-Reformen hat sich die Lage eines großen Teils der Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmer im Land Bremen dramatisch verschlechtert. Nach
aktuellen Angaben der Agentur für Arbeit arbeiten über 60.000 Beschäftigte in sozial-
versicherungspflichtiger Teilzeit, über 70.000 in Minijobs, über 15.000 in Leiharbeit und
40 Prozent der Neueinstellungen erfolgen befristet. Im Vergleichszeitraum waren im
Land Bremen 297.613 Männer und Frauen sozialversicherungspflichtig beschäftigt.

Insbesondere junge Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer werden fast nur noch befris-
tet eingestellt. Diese prekären Arbeitsverhältnisse sind nicht nur unsicher, sie werden
auch noch schlecht bezahlt und sie nehmen weiter zu. Davon sind besonders Frauen
betroffen. 2011 bekamen, nach Untersuchung der Arbeitnehmerkammer Bremen, mehr
als 19.000 Erwerbstätige aufstockende Leistungen, darunter etwa 3.900 Vollzeit-
beschäftigte. Allein in den Städten Bremen und Bremerhaven fallen jährlich rund 35 Mio.
Euro für aufstockende Leistungen an.

Deshalb ist die Einführung eines allgemeinen gesetzlichen Mindestlohns von 8,50 Euro
dringend geboten. Die Bundesrepublik ist eines der wenigen Länder in der Europäischen
Union, in dem es noch keinen Mindestlohn gibt. Anfang des Jahres haben Bremen und
andere Bundesländer im Bundesrat einen Antrag über einen allgemeinen Mindestlohn
von 8,50 Euro eingebracht. Dieser Antrag wurde abgelehnt. Zum gleichen Zeitpunkt
verabredete die rot-grüne Koalition in Bremen, falls der Antrag im Bundesrat scheitern
würde, ein eigenes Landesmindestlohngesetz zu beschließen.

Dies wurde nach dem Scheitern des Antrages im Bundesrat umgesetzt. Zwischen der
ersten und zweiten Lesung führte die Koalition eine Anhörung durch, zu der auch der
DGB-Vorsitzende Michael Sommer anwesend war. Er machte deutlich, dass ein Mindestlohn
kein Ersatz für vernünftige Arbeitsverhältnisse sei. Er unterstützte aber die gesetzliche Rege-
lung in Bremen, weil sie Rechtsklarheit schaffe und bindend eine Lohnuntergrenze einziehe.
Außerdem habe das bremische Gesetz eine Signalfunktion für andere Bundesländer.

Seit dem 1. September 2012 gilt für das Land Bremen ein gesetzlicher Mindestlohn von
mindestens 8,50 Euro. Dieser gilt für:

- Beschäftigte des Landes,
- Beschäftigte der beiden Stadtgemeinden Bremen und Bremerhaven,
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- Beschäftigte juristischer Personen des öffentlichen Rechts,
- Beschäftigte öffentlicher Unternehmen und Einrichtungen,
- Beschäftigte öffentlich geförderter Unternehmen und Einrichtungen sowie
- Beschäftigte öffentlicher Auftragnehmer.

Die Höhe des Mindestlohns wird in Zukunft regelmäßig angepasst. Dazu wird eine
Landesmindestlohn-Kommission gebildet, bestehend aus einer/einem Vorsitzenden und
jeweils 2 Vertreterinnen und Vertreter der Spitzenorganisationen der Tarifparteien. Diese
Kommission schlägt jeweils zum 30. September eines Jahres die Anpassung des Min-
destlohnes vor. Sie kann dabei nur einen höheren Mindestlohn vorschlagen.

Unzureichend sind im Gesetz leider die Kontroll- und Sanktionsmöglichkeiten geregelt.
Zwar wird darauf verwiesen, dass "zur Kontrolle der Verpflichtungen" der Senat dies im
Rahmen einer Rechtsverordnung regeln kann, das ist aber nicht ausreichend. Hier kann
man sich das Bremische Tariftreue- und Vergabegesetz als Vorbild nehmen, in dem die
Kontrollen und die Sanktionsmöglichkeiten eindeutig geregelt sind.

Trotz alledem: Mit diesem Schritt betritt Bremen Neuland. Der DGB und seine Gewerk-
schaften begrüßen diesen mutigen Schritt. In Zukunft müssen Unternehmen und Organi-
sationen, die Aufträge und Zuwendungen des Landes und der beiden Kommunen er-
halten, ihren Beschäftigten einen Lohn von mindestens 8,50 Euro pro Stunde bezahlen.
Dadurch werden wiederum auch andere Betriebe unter Druck gesetzt, die ihren Be-
schäftigten einen Lohn bezahlen, der nicht zum Leben reicht.

Die Umsetzung des Gesetzes bietet für die Gewerkschaften die Chance, die gesellschaft-
liche Diskussion um faire Bezahlung zu führen. Der jahrelange Kampf des DGB und
seiner Gewerkschaften hat im Land Bremen Früchte getragen. Jetzt gilt es, das Gesetz
auch in der Praxis mit Leben zu erfüllen.
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Energiewende gerecht finanzieren - Netzstabilität
und Versorgung sichern

Von Liv Dizinger

Die Finanzierung der Energiewende war beim Treffen des Koalitionsausschusses der
schwarz-gelben Bundesregierung Anfang November nur eine Randnotiz. Die Regierung
hat sich zum Ziel gesetzt, dass der Anteil der erneuerbaren Energien am Stromverbrauch
bis zum Jahr 2020 auf mindestens 35 Prozent und bis zum Jahr 2050 auf 80 Prozent
ansteigt. Bislang liegt allerdings noch kein überzeugendes Konzept vor, wie der Strommarkt
zukünftig ausgestaltet, die Energiewende sozial und ausreichend finanziert sowie Versor-
gungssicherheit und Netzstabilität gewährleistet werden sollen. Vielmehr blockieren sich
Umweltministerium und Wirtschaftsministerium sogar noch regelmäßig, wenn es darum
geht, tragfähige Entscheidungen zur Umsetzung des Energie-Umstiegs zu treffen.

Energiewende macht umfangreiche Investitionen notwendig

Die Länder haben mit eigenen Konzepten ihre energiepolitischen Ziele herausgestellt. In
Hessen strebt die CDU-FDP-Regierung laut dem Abschlussbericht des Energiegipfels
vom November 2011 an, dass Strom und Wärme bis zum Jahr 2050 möglichst zu 100
Prozent aus regenerativen Energien gedeckt werden. Laut dem Energiekonzept der
schwarz-gelben Landesregierung Niedersachsens vom Januar 2012 sollen dort schon bis
zum Jahr 2020 25 Prozent des Endenergieverbrauchs aus erneuerbaren Energien gesichert
sein. Sowohl Hessen als auch Niedersachsen setzen auf die Energieerzeugung aus Windkraft,
wobei die hessischen Anlagen auf dem Land und die niedersächsischen größtenteils auf dem
Meer gebaut werden. Ungeklärte Haftungsfragen bremsen allerdings den Ausbau der
Offshore-Windkraft. Zwar soll bald eine Regelung in Kraft treten, die die offenen Haftungs-
fragen aus Sicht der Offshore-Windpark-Betreiber weitestgehend klärt, jedoch sorgt diese
gleichzeitig dafür, dass künftig die Stromverbraucher mit einer neuen Umlage für die
Risiken privater Unternehmen aufkommen müssen.

Um die energiepolitischen Ziele zu erreichen, müssen deutschlandweit umfangreiche
Investitionen in den Bau von Anlagen für regenerative Energien getätigt werden. Da-
rüber hinaus muss die Finanzierung von Spitzenlastkraftwerken, die die Volatilität der
erneuerbaren Energien ausgleichen, gesichert werden. Auch der Aus- und Umbau zu
einer "intelligenten" Netzinfrastruktur, die die dezentrale Einspeisung der erneuerbaren
Energien ermöglicht, macht umfangreiche Investitionen notwendig. Darüber hinaus
verursachen die Erforschung und Entwicklung von Speichertechnologien sowie Maßnah-
men im Bereich der Energieeffizienz und Energieeinsparung kurzfristig hohe Kosten.
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Insgesamt wird die Finanzierung eines neuen Stromsystems nach Angaben des Institutes für
ZukunftsEnergieSysteme (IZES) etwa 250 Milliarden Euro kosten. Auf mittel- und langfristi-
ge Sicht werden sich die Gesamtkosten für Energieversorgung allerdings erheblich
reduzieren.

Um die energiepolitischen Ziele der Bundesregierung zu erreichen, müssen die Rahmen-
bedingungen für den Strommarkt der Zukunft neu gestaltet werden. Das zukünftige
Stromsystem muss dabei eine größtmögliche Effizienz, soziale Gerechtigkeit und Ver-
sorgungssicherheit zu bezahlbaren Preisen gewährleisten.

Bei der Ausgestaltung eines zukünftigen Strommarktes ist europäisches Recht zu beach-
ten. Ende der 1990er Jahre wurde der deutsche Strommarkt durch die Verabschiedung
des Energiewirtschaftsgesetzes und seiner Folgegesetze liberalisiert. Der Stromhandel
unterliegt heutzutage dem Wettbewerb und die Preisbildung erfolgt über den Markt-
mechanismus. Um den Energieerzeugern einen fairen Zugang zu den Übertragungs- und
Verteilnetzen zu ermöglichen, wurde die Bundesnetzagentur geschaffen, welche die
Netzentgelte festgelegt. Die Übertragung und Verteilung der Energie ist damit staatlich
reguliert. Es besteht laut europäischem Recht eine strikte Trennung zwischen Netz und
Vertrieb ("Unbundling").

Den Stadtwerken, den vier großen Energiekonzernen als auch den neu am Markt
operierenden Unternehmen kommt bei der Energiewende eine entscheidende Aufgabe
zu. Eine Qualifizierungsoffensive ist notwendig, um mehr Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer für die Erzeugung, den Vertrieb, die Übertragung und die Verteilung der
regenerativen Energien zu schulen. Darüber hinaus werden zukünftig mehr Fachkräfte
im Bereich Energieeinsparung und -effizienz gebraucht.

Finanzierung der Energiewende muss sozial gerecht sein

Bislang finanzierten die Verbraucherinnen und Verbraucher den Markteintritt der
erneuerbaren Energien über das "Erneuerbare-Energien-Gesetz" (EEG) in Form einer
Umlage. Als die Übertragungsnetzbetreiber kürzlich den Anstieg der EEG-Umlage auf
5,277 Cent pro Kilowattstunde verkündeten, löste dies deutschlandweit eine heftige
Strompreisdiskussion aus. Um die Diskussion rational zu führen, müssen die Kosten
allerdings transparent aufgezeigt werden. Derzeit liegt die EEG-Umlage bei 3,59 Cent
pro Kilowattstunde. Das macht nur 13,9 Prozent der Stromrechnung eines durchschnitt-
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lichen Haushaltes aus. Dazu kommt die Mehrwertsteuer von 0,68 Cent pro Kilowatt-
stunde, die auf die Umlage zu zahlen ist.

Die Energiewende ist eine Frage sozialer Gerechtigkeit, weil einkommensschwache
Haushalte durch einen Strompreisanstieg relativ stärker belastet werden. Laut dem
Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung geben einkommensschwache Haushalte
anteilig mehr Geld für ihre Stromrechnung aus. Während bei einkommensschwachen
Haushalten 4,5 Prozent der Ausgaben auf Stromkosten entfallen, sind es bei einkom-
mensstarken Haushalten nur 2,5 Prozent. Darüber hinaus können es sich einkommens-
starke Haushalte eher leisten, in Energieeffizienz zu investieren und als Energieerzeuger
aufzutreten, beispielsweise durch die Installation einer Photovoltaik-Anlage.

Nach Gewerkschaftsangaben verdient das Bundesfinanzministerium allein durch die
Erhöhung der EEG-Umlage im nächsten Jahr 950 Millionen Euro. Der Bund sollte daher
tätig werden, indem er die Verbraucherinnen und Verbraucher von der Mehrwertsteuer
befreit und ein Investitionsprogramm zur Einführung effizienter Haushaltsgeräte sowie
Energieberatungsprogramme auflegt. Darüber hinaus sollte ein Strom-Spar-Tarif einge-
führt werden, der für eine bestimmte Menge Strom einen niedrigeren Tarif vorsieht.

Im Zentrum der Strompreisdiskussion standen im Herbst 2012 vor allem die Ausnahme-
regelungen, wonach energieintensive Industrien, die im internationalen Wettbewerb
stehen, von der EEG-Umlage befreit werden. Nach Auffassung des DGB dürfen energie-
intensive Industrien nicht aus dem internationalen Markt gedrängt werden, allerdings
muss auch einer stärkeren Belastung der privaten Haushalte und mittelständischer
Betriebe entgegengewirkt werden. Angemessen ist die Befreiung etwa für Zementher-
steller, Aluminiumhütten und die Stahlindustrie, denn sie stehen unmittelbar im interna-
tionalen Wettbewerb. Um den Industriestandort zu halten, muss es weiterhin Ausnah-
men von der EEG-Umlage geben. Vor allem die Grundstoffindustrie muss befreit bleiben,
damit eine tiefe Wertschöpfungskette gesichert bleibt. Gleichzeitig ist der Bund aufge-
fordert, missbräuchliche Befreiungen zu beseitigen. Ein Problem ist nämlich durchaus,
dass solche Befreiungen in den letzten Jahren auf immer mehr Betriebe ausgeweitet
wurden. Das Forum für Öko-Soziale Marktwirtschaft und das IZES haben im Auftrag von
Greenpeace alle Ausnahmen und Vergünstigungen - nicht nur die Befreiung von der
EEG-Umlage - zusammengerechnet und sind auf einen Betrag in Höhe von rund 9 Mil-
liarden Euro gekommen.

Das EEG hat sich als Markteintrittsinstrument für die regenerativen Energien bewährt.
Insgesamt hat das EEG zu neuen Industrien mit rund 380.000 Arbeitsplätzen geführt.
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Daher spricht sich der DGB dafür aus, nicht vorschnell Änderungen an bestehenden
Regelungen vorzunehmen, sondern die Frage der Finanzierung der Energiewende
eingehend und ausreichend zu diskutieren - auch, um die Planungs- und Investitions-
sicherheit für Betriebe und Beschäftigte zu gewährleisten. Allerdings sollte das EEG
weiterentwickelt werden, vor allem müssen Anreize für eine Optimierung der regenerati-
ven Energieerzeugung geschaffen werden, beispielsweise für bessere Standorte der
Anlagen und für die Entwicklung neuer Technologien.

Die FDP hat sich, wie auch die selbsternannte "Initiative Neue Soziale Marktwirtschaft",
als Alternative zum EEG für die Einführung eines Quotenmodells ausgesprochen. Da-
nach sollen die Energieversorger verpflichtet werden, eine bestimmte Menge ihres
Stroms aus regenerativen Energien bereitzustellen. Laut einer Studie des IZES im Auftrag
von Greenpeace würde das vorgeschlagene Quotenmodell allerdings zu Kostenineffizienzen
und einer Konzentration der Marktmacht im Bereich der Energieversorgung führen. Derzeit
werden die erneuerbaren Energien zu 40 Prozent von Privatpersonen finanziert, während die
vier größten Energieversorger nur zu 7 Prozent an der Finanzierung beteiligt sind. Würde das
Quotenmodell eingeführt, würde nach der IZES-Studie der Anteil der vier größten
Konzerne am Strommarkt von über 80 Prozent gefestigt.

Energieversorgung und Netzstabilität durch "Kapazitätsmärkte" sichern

Derzeit werden verschiedene Konzepte diskutiert, wie zukünftig der Strommarkt ausge-
staltet und Angebot und Nachfrage in Einklang gebracht werden sollen. Im Zentrum der
Diskussion steht das Konzept der so genannten "Kapazitätsmärkte". Um auch zukünftig
die Energieversorgung zu sichern und Netzstabilität zu gewährleisten, braucht es "Ka-
pazitäten", die die Schwankungen zum Beispiel in der Windenergieerzeugung ausglei-
chen. So muss beispielsweise auch bei Windstille die Stromversorgung gesichert werden,
während umgekehrt bei zeitweise sehr hoher Windenergieerzeugung die Netze überlas-
tet werden könnten.

Energieversorgung und Netzstabilität können durch verschiedene "Kapazitäten" gesi-
chert werden: Auf der Angebotsseite unter anderem durch Speicher, zum Beispiel
Pumpspeicherwerke, sowie durch flexible Kraftwerke, die schnell hochgefahren werden
können, hier ist insbesondere auf die Stromerzeugung aus Erdgas zu verweisen. Dabei ist zu
beachten, dass die unterschiedlichen Kraftwerke eine gewisse Vorlaufzeit zur Strom-
bereitstellung brauchen. Während auf der Angebotsseite das Kraftwerksmanagement domi-
niert, wird auf der Nachfrageseite zukünftig das Lastenmanagement immer wichtiger, das
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den Verbrauch steuert. Darüber hinaus sollte Kraft-Wärme-Kopplung als umweltfreund-
lichste Energieerzeugung zukünftig eine größere Rolle spielen.

Aus ökonomischer Sicht kommt es bei der Finanzierung der Energiewende zum Markt-
versagen. Nach dem so genannten "Merit-Order-Effekt" führen die erneuerbaren
Energien mit ihren Grenzkosten nahe Null zu einem Sinken der Strommarktpreise.
(Grenzkosten sind in diesem Zusammenhang die zusätzlichen Cent, die für eine letzte
erzeugte Kilowattstunde Strom bezahlt werden müssen.) Durch die Preissenkung ergibt
sich ein "Missing-Money-Problem": Die Strommarktpreise sind zu niedrig, um Investitio-
nen in die "Kapazitäten" zu finanzieren. Vor allem moderne Gaskraftwerke können sich
dadurch immer weniger am Strommarkt refinanzieren. Um dem Problem zu begegnen,
werden "Kapazitätsmärkte" als ein mögliches Konzept angesehen.

Für deren Ausgestaltung liegen unterschiedliche Konzepte vor. Sie müssen eingehend
diskutiert und geprüft werden. So müssen bei der Ausgestaltung der "Kapazitäts-
märkte" die Ausnutzung von Marktmacht und Ineffizienzen verhindert werden. Die
Einführung darf nicht dazu führen, dass unrentable fossile Kraftwerke refinanziert werden.
Darüber hinaus ergeben sich aber noch zahlreiche weitere Fragen: Zunächst müssen die
politischen Entscheidungsträgerinnen und -träger festlegen, zu welchem Zeitpunkt ein Markt
für Kapazitäten eingeführt werden soll. Zudem müssen sie regeln, wer am Markt teilnehmen
darf und ob die Teilnahme verpflichtend oder freiwillig sein soll. Diskutiert wird auch, welchen
Energiemix die Energieversorger am Markt anbieten dürfen: Sollen nur die konventionellen
Erzeugungsanlagen mit fossilen Brennstoffen oder auch Kraft-Wärme-Kopplung und regel-
bare erneuerbare Energien am Markt gehandelt werden? Die Entscheidungsträger müssen
ferner den Preisbildungsmechanismus bestimmen. In Frage kommen Ausschreibungs-
verfahren, Versteigerungen und bilaterale Verträge. Zudem muss der Gesetzgeber regeln, wer
den Markt zukünftig steuert. In diesem Zusammenhang muss geprüft werden, ob die
Steuerung beispielsweise durch die Netzbetreiber oder eine staatliche Behörde erfolgen
kann. Abschließend müssen die politischen Entscheidungsträger festlegen, welches
Gebiet der Markt umfassen soll, ob dieser nur ein nach Engpässen abgegrenztes Gebiet
oder den gesamten deutschen oder europäischen Markt umfassen soll.

Allerdings sind "Kapazitätsmärkte" nur eines von vielen Instrumenten zur Steuerung
des zukünftigen Energiemarktdesigns. Während auf der Angebotsseite die "Kapazitäts-
märkte" im Zentrum stehen, geht es auf der Nachfrageseite um Lastensteuerung. Gemeint
ist damit etwa, dass in den Zeiten, in denen wenig Energie gebraucht wird (etwa nachts),
energieintensive Nachfrager ihren Verbrauch erhöhen. Lastmanagement macht den Um- und
Ausbau zu einem "intelligenten" Stromnetz ("Smart grid") notwendig. Um den Netzaus-
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bau als Teil der öffentlichen Daseinsvorsorge zu gewährleisten, ist die Schaffung einer
deutschlandweiten Netz AG mit mehrheitlich öffentlicher Beteiligung wünschenswert.

Überhöhte Renditeerwartungen und Liquiditätsprobleme verhindern Investitionen

Weil althergebrachte Finanzierungsmodelle, beispielsweise über die Kreditinstitute, bei
Investitionen in den Energieumstieg häufig versagen, werden Bürgerbeteiligungs- und
Genossenschaftsmodelle immer wichtiger. Nach Angaben des Bundesverbands der
Energie- und Wasserwirtschaft e.V. (BDEW) wurden in den letzten Jahren 800 Millionen
Euro durch Genossenschaften in erneuerbare Energien investiert. Häufig arbeiten
kommunale Unternehmen eng mit Genossenschaften zusammen. Auch Fondsmodelle
könnten zukünftig eine steigende Rolle spielen.

Investitionshemmend wirkt sich nach Angaben des BDEW allerdings die Finanz- und
Wirtschaftskrise aus. Regelungen wie Basel III oder Solvency reduzierten die Investitions-
bereitschaft. Eine Kreditklemme gebe es allerdings nicht.

Als Investitionshemmnisse erweisen sich vor allem überhöhte Renditeansprüche der
Finanzinvestoren und wachsende Liquiditätsprobleme. Um ihren Investoren zweistellige
Renditen zu bescheren und hohe Gewinne zu erzielen, versuchten viele Energieerzeuger
in den letzten Jahren durch Umstrukturierungen, Stellenabbau und Ausgründungen
Kosten einzusparen.

Darüber hinaus stehen Schlüsselindustrien der Energiewende, wie beispielsweise die
Solarindustrie, vor wachsenden Liquiditätsproblemen. Nach Angaben des Bundes-
verbands Solarwirtschaft sind in den vergangenen Monaten deutschlandweit in der
Solarindustrie etwa 30.000 Arbeitsplätze abgebaut worden. Um die Liquidität der
Betriebe auch zukünftig zu gewährleisten, sind aus Sicht des DGB Förderprogramme der
bundeseigenen Kreditanstalt für Wiederaufbau notwendig. Als Bedingung müssen den
geförderten Unternehmen allerdings Kriterien guter Arbeit wie die Einhaltung von
Tariftreue und Mitbestimmung vorgegeben werden.
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Euroland wird abgebrannt
Buchbesprechung

Von Patrick Schreiner

Lucas Zeise gilt mittlerweile zu Recht als einer der profundesten Analysten der Finanz-
krise und ihrer Ursachen. Der ehemalige Kolumnist der Financial Times Deutschland hat
in den letzten Jahren mehrere Veröffentlichungen vorgelegt, in denen er den finanz-
marktgetriebenen Kapitalismus und das Versagen der politisch Handelnden auseinan-
dernimmt. Zudem publiziert er regelmäßig in diversen linken Zeitschriften. Mit seinem
hier zu besprechenden Buch hat er eine weitere Veröffentlichung zu diesem Themen-
bereich vorgelegt, die sich im Detail der aktuellen Eurokrise widmet.

Wie in seinen anderen Arbeiten auch, ist Zeises Argumentation in "Euroland wird
abgebrannt" gut begründet und schlüssig dargelegt. Es handelt sich um einen aktuellen
Rundumschlag zu allem, was irgendwie mit der Eurokrise zu tun hat. Seien es die Macht
des Finanzkapitals, die Fehlkonstruktion der Europäischen Währungsunion, der Fiskal-
pakt oder die gescheiterten Lösungsversuche der Krise - diese und andere relevante
Aspekte des Themas werden von Zeise in der gebotenen Kürze dargelegt und analysiert.
Zu Recht rückt er dabei die Verteilungsfrage in den Mittelpunkt: Die Krise, so macht er
überzeugend deutlich, ist in erster Linie als neoliberale Verteilungskrise zu verstehen.
Entsprechend können Lösungen der Krise auch nur Maßnahmen sein, die das
Verteilungsproblem angehen.

Insbesondere bei seinen Lösungsversuchen wird man Zeise aus gewerkschaftlicher Sicht
gleichwohl nicht in jedem Detail folgen wollen. Ein Schuldenschnitt etwa, so sympa-
thisch diese Idee im Grundsatz klingen mag, dürfte durchaus beträchtliche ökonomische
Risiken bergen. Zwar sind Zeises Vorstellungen hierzu reflektierter als die vieler anderer
Publizistinnen und Publizisten, die ähnliche Forderungen vertreten. Die Frage bleibt
dennoch, ob die notwendige Umverteilung nicht über steuerpolitische Maßnahmen
sicherer und gerechter erreicht werden kann.

Trotz dieser Kritik im Detail kann das Buch zur Lektüre all jenen empfohlen werden, die
eine umfassende Analyse der Eurokrise in kompakter Form zu lesen wünschen. Auch
komplexe ökonomische Sachverhalte stellt Zeise in verständlicher Weise dar. Damit
lassen sich - mit oder ohne größere Vorkenntnisse - nützliche Erkenntnisse und hilfreiche
Argumentationsbausteine gewinnen.

Lucas Zeise: Euroland
wird abgebrannt. Profi-
teure, Opfer, Alternativen.
Köln: PapyRossa 2012.
ISBN 978-3894-384838,
142 Seiten, 11,90 Euro.
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Grenzenlos Erneuerbare Energie?
Veranstaltung

Die Energiewende hat weitreichende Auswirkungen auf die Natur sowie auf die soziale
und wirtschaftliche Entwicklung in unserer Gesellschaft. Soll sie gelingen, bedarf dies
einer gemeinsamen Anstrengung aller gesellschaftlichen Akteure. Der DGB-Bezirk
Niedersachsen/Bremen/Sachsen-Anhalt, der Bundesverband Beruflicher Naturschutz, das
Haus kirchlicher Dienste der evangelischen Landeskirche zusammen mit dem INEP-
Institut Oldenburg bieten mit einer Veranstaltung

am 14.12.2012 im Leineschloss in Hannnover ab 12:30 Uhr

eine Plattform an, um das „Gemeinschaftswerk Energiewende“ voran zu bringen.

Anmeldungen mit Angabe des Namens und der Institution bitte bis zum 1. Dezember
2012 per E-Mail an: veranstaltungen@inep-international.de.
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